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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 14. August 1968 

II/l — 68070 — 5860/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Rechtsangleichung in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rats für die Angleichung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis 
für landwirtschaftliche Zugmaschinen auf Rädern, 

eine Richtlinie des Rats für die Angleichung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten über gewisse Merkmale 
und Ausrüstungen von landwirtschaftlichen Zugmaschinen 
auf Rädern. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 23. Juli 
1968 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen übermit- 
telte Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für Familie und Jugend 

Dr. Heck 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Begründung 


I. Allgemeines 

1. Eine vergleichende Untersuchung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten 
auf dem Sektor der landwirtschaftlichen Zugma- 
schinen führte zur Feststellung gewisser Divergen- 
zen, die als Ursache für die Handelshemmnisse an- 
zusehen sind, deren Beseitigung eine vordringliche 
Harmonisierungsaktion rechtfertigt. Diese ist in dem 
kürzlich dem Rat vorgelegten „Allgemeinen Pro- 
gramm zur Beseitigung der technischen Hemmnisse 
im 'innergemeinschaftlichen Warenverkehr, die sich 
aus der Unterschiedlichkeit der einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften ergeben' 1 vorgesehen. 

Die auf diesem Sektor auf Grund von Artikel 100 in 
Angriff genommenen Arbeiten müßten von der Kom- 
mission normalerweise bis zum 31. Dezember 1968 
zum Abschluß gebracht werden; an diesem Tage wä- 
ren dem Rat die Richtlinienvorschläge zu übermit- 
teln, die zur Festlegung eines Betriebserlaubnisver- 
fahrens von innergemeinschaftlicher Wirksamkeit 
erforderlich sind. Dabei ist kurz in Erinnerung zu 
bringen, welche Situation zur Zeit in den Mitglied- 
staaten besteht, welches die durch sie verursachten 
Nachteile sind und welches in großen Zügen die zur 
Vermeidung dieser Nachteile auf gemeinschaftlicher 
Ebene in Angriff genommenen Arbeiten sind. 

2. Von den Mitgliedstaaten werden zur Sicherung 
des Straßenverkehrs verschiedene Prüfungen an 
landwirtschaftlichen Zugmaschinen vorgenommen. 
Dabei handelt es sich einerseits um eine Bauartge- 
nehmigung gewisser Ausrüstungs- und Zubehör- 
teile, die für diese Zugmaschinen bestimmt sind, an- 
dererseits um die allgemeine Betriebserlaubnis- 
pflicht für Zugmaschinentypen. 

— Die Bauartgenehmigung der Zugmaschinenteile 
besteht darin nachzuprüfen, ob diese tatsächlich 
die verschiedenen technischen Vorschriften er- 
füllen, durch die bestimmte Garantien für ihre 
Verwendungsfähigkeit gegeben sind. 

— Das Zulassungsverfahren für Zugmaschinen da- 
gegen besteht darin festzustellen, ob bei einem 
Zugmaschinentyp die mit der allgemeinen Be- 
triebserlaubnis verbundenen Pflichten hinsicht- 
lich Montage, Arbeitsweise und Prüfung der Zug- 
maschine und seiner Teile erfüllt sind. 

In den einzelnen Mitgliedstaaten bestehen Zu- 
lassungsverfahren dieser Art bereits. Dabei ist 
der Hersteller verpflichtet, den zuständigen Be- 
hörden einen bestimmten Zugmaschinentyp als 
erstes Stück einer Serie, zusammen mit einem 
„Beschreibungsbogen 11 mit den wichtigsten Daten 
der Zugmaschine, zwecks Zulassung vorzufüh- 
ren. Die zuständigen Behörden nehmen sodann 
die gesetzlich vorgeschriebenen Prüfungen und 


Versuche vor und händigen dem Hersteller ednen 
„Betriebserlaubnisbogen 11 aus, wenn die Prü- 
fung zu positiven Ergebnissen führt. Für jede 
mit dem zugelassenen Typ übereinstimmende 
Zugmaschine wird vom Hersteller eine „Uber- 
einstimmungsbescheinigung 11 ausgefüllt. Diese 
Bescheinigung ist unbedingt erforderlich, damit 
die Behörden die Zulassung der Zugmaschine 
und damit seine Inbetriebnahme veranlassen 
können. 

3. Die Handelshemmniisse können einmal durch die 
in jedem Mitgliedstaat verschiedenen, zwingenden 
technischen Vorschriften entstehen, zum anderen 
durch die in allen importierenden Mitgliedstaaten in 
verschiedener Form zu wiederholenden Kontrollen. 
Die von der Kommission in Angriff genommene Ak- 
tion zielt darauf ab, beide Arten von Handelshemm- 
nissen zu beseitigen. 

Für die Behandlung der technischen Vorschriften 
wurden aus den im „Allgemeinen Programm 11 er- 
wähnten fünf Lösungen zwei herausgegriffen. In 
fast allen Fällen wurde nämlich die sogenannte 
„Alternativlösung 11 benutzt. In anderen Fällen, in 
denen nur geringfügige Unterschiede zwischen den 
bestehenden Vorschriften vorhanden waren, hat man 
die Lösung verwendet, einfach das Prinzip der ge- 
genseitigen Anerkennung dieser Vorschriften durch 
die einzelnen Mitgliedstaaten zu übernehmen. 

Für die Kontrollen hat die Kommission ein Zulas- 
sungsverfahren von gemeinschaftlicher Tragweite 
vorgesehen, dessen Modalitäten in einer Sonder- 
richt] inie zusammengefaßt sind. Die vorliegende 
Richtlinie beschreibt in den Anlagen die Formulare, 
die der Hersteller beizubringen hat bzw. welche die 
zuständigen Behörden ausfüllen müssen. Dieses 
Verfahren findet seine logische Ergänzung im Prin- 
zip der gegenseitigen Anerkennung der Kontrol- 
len. 

4. Bei der Wahl der sogenannten „Alternativlö- 
sung 11 als Harmonisierungsmethode ergibt sich für 
die Mitgliedstaaten die Möglichkeit, ihre nationa- 
len Rechtsvorschriften neben den Vorschriften ge- 
meinschaftlichen Ursprungs beizubehalten. Diese Lö- 
sung schien in dem in Rede stehenden Sektor an- 
wendbar zu sein, weil hier die Einsparungen, die die 
Firmen infolge Ausweitung ihrer Tätigkeit erzie- 
len können, Vorteile darstellen, welche diejenigen 
Vorteile kompensieren, die sich aus der Einhaltung 
weniger strenger Normen auf dem enger begrenz- 
ten Gebiet der innerstaatlichen Betätigung ergeben. 
Andererseits kann man vernünftigerweise anneh- 
men, daß die Gemeinschaftsregelung allmählich von 
selbst an die Stelle der in den einzelnen Mitglied- 
Staaten geltenden Rechtsvorschriften treten wird, 
namentlich im Zuge der Entwicklung des techni- 
schen Fortschritts. 
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II. Äußere Form der Ricliüinienvorschläge 
und Erläuterungen 

Die Erstellung eines Betriebserlaubnissystems von 
gemeinschaftlicher Tragweite setzt die Ausarbei- 
tung einer Rahmenrichtlinie voraus, in der das EWG- 
Zulassungsverfahren als solches definiert wird, so- 
wie die Ausarbeitung einer gewissen Anzahl Ein- 
zelrichtlinien, in denen -die technischen Vorschriften 
festgesetzt werden, deren Kontrolle zu den Formali- 
täten dieses Betriebserlaubnisverfahrens gehört. 

Die folgenden Erläuterungen beziehen sich auf: 

1. den Vorschlag einer Rahmenrichtlinie betreffend 
die Betriebserlaubnis von landwirtschaftlichen 
Zugmaschinen auf Rädern, 

2. den Vorschlag einer Richtlinie über gewisse 
Merkmale und Ausrüstungen von landwirtschaft- 
lichen Zugmaschinen auf Rädern, und insbeson- 
dere: 

— Zulässiges Gesamtgewicht 
— Zuggewicht 
— Lenkung 
— - Rückspiegel 
— Scheibenwischer 

— Schutz der Antriebselemente und der be- 
weglichen hervorstehenden Teile 

- — Anschluß für die Beleuchtungs- und Lichtsig- 
naleinrichtungen des Anhängers 

— Anbringungsstellen des hinteren amtlichen 
Kennzeichens 

— Kraftstoffbehälter 
— Belastungsgewichte 
— Führerhaus 
— Sichtfeld 
— Führersitz 

— Vorrichtung für Funkentstörung 
— Vorrichtung für Schallzeichen 
— Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen 
— Zulässiger Geräuschpegel 
— Auspuffanlage 
— ■ Zug Vorrichtung. 

1. Betriebserlaubnis 

Die Richtlinie bezieht sich auf alle zwei — oder 
mehrachsigen Zugmaschinen zur Verwendung in 
land- oder forstwirtschaftlichen Betrieben mit 
einer durch die Bauart bestimmten Höchstge- 
schwindigkeit von nicht mehr als 25 km/h. Land- 
wirtschaftliche Zugmaschinen mit einer durch die 
Bauart bestimmten Höchstgeschwindigkeit von 
mehr als 25 km/h fallen unter die Kategorie 
Kraftfahrzeuge. 

Das EWG-Zulassungsverfahren sieht vor, daß 
der Hersteller seinem Antrag auf Betriebserlaub- 
nis ein Formular beifügt (Beschreibungsbogen ge- 


mäß Muster in Anhang I), in dem alle Angaben 
über den Zugmaschinentyp enthalten sind, für 
den die Betriebserlaubnis beantragt wird (Arti- 
kel 3). 

Die zuständigen Behörden stellen fest, ob die im 
Beschreibungsbogen gemachten Angaben mit 
dem vorgeführten Zugmaschinentyp übereinstim- 
men, und nehmen die erforderlichen Kontrollen 
vor. Diese Prüfungen stützen sich einerseits auf 
die harmonisierten technischen Vorschriften, die 
in Einzelrichtlinien enthalten sind, andererseits 
auf technische Vorschriften nationalen Ursprungs 
wie sie in dem Mitgliedstaat, der die Betriebs- 
erlaubnis erteilt, gültig sind. Letztere beziehen 
sich auf solche Bauteile oder Zugmaschinenei gen- 
schaften, für die die nationalen Vorschriften als 
gleichwertig angesehen werden, da die Mitglied- 
Staaten das Prinzip der gegenseitigen Anerken- 
nung ihrer Rechtsvorschriften akzeptiert haben. 
Die Ergebnisse der Prüfungen werden in ein 
Formular eingetragen, das „Betriebserlaubnis- 
bogen" heißt, dessen Muster im Anhang II der 
Richtlinie (Artikel 2 bis 4) aufgeführt ist. 

Für jeden Zugmaschinentyp, für den die Be- 
triebserlaubnis erteilt oder verweigert worden 
ist, übermitteln die zuständigen Behörden eines 
jeden Mitgliedstaates denen der anderen Mit- 
gliedstaaten eine Kopie der hierfür ausgestellten 
Beschreibungsbögen und BetriebserlaubnisbÖgen 
(Artikel 5, § 1). 

Für jede mit dem zugelassenen Typ überein- 
stimmende Zugmaschine wird vom Hersteller 
eine Übereinstimmungsbescheinigung ausgestellt, 
deren Muster im Anhang III aufgeführt ist. 
Durch diese Bescheinigung wird in allen Mit- 
gliedstaaten die Übereinstimmung der Schlepper- 
produktion mit dem zugelassenen Typ beschei- 
nigt und dem Hersteller der ungehinderte Ver- 
trieb dieses Zugmaschinentyps innerhalb der Ge- 
meinschaft gestattet (Artikel 5, § 2). 

Die Richtlinie sieht ein System der gegenseitigen 
Unterrichtung über jede Erteilung, Entziehung 
oder Verweigerung einer Betriebserlaubnis vor 
(Artikel 6). 

Der freie Vertrieb von Zugmaschinen die eine 
Übereinstimmungsbescheinigung mit sich führen, 
darf nicht durch Einwände bezüglich ihrer Bau- 
weise oder ihrer Betriebsweise gehemmt wer- 
den (Artikel 7, Abs. 1). 

Die Richtlinie setzt die Maßnahmen fest, die zu 
treffen sind, wenn eine Zugmaschine trotz vor- 
handener Übereinstimmungsbescheinigung nicht 
mit dem zugelassenen Zugmaschinentyp über- 
einstimmen sollte und die Verkehrssicherheit ge- 
fährdet (Artikel 7, Abs. 2). 

Sie schreibt ferner vor, welches Verfahren bei 
Streitfällen zwischen Mitgliedstaaten bei Bean- 
standungen bezüglich der Übereinstimmung ein- 
zuschlagen ist (Artikel 8). 

Da die verschiedenen Einzelrichtlinien in zeit- 
lichen Intervallen in Kraft treten, sind über- 
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gangsbestimmungen erforderlich; diese sollen 
einmal für Zulassungsverfahren nationaler Trag- 
weite eine Benutzung der durch eine Richtlinie 
bereits harmonisierten Vorschriften zulassen, 
zum anderen dem Hersteller die Möglichkeit ge- 
ben, anderen Mitgliedstaaten gegenüber den Be- 
weis über die in einem Mitgliedstaat bereits 
durchgeführten Kontrollen zu erbringen, wobei 
diese Kontrollen sich auf die harmonisierten — 
oder im Falle der gegenseitigen Anerkennung 
— auf die nationalen Vorschriften stützen (Arti- 
kel 9). 

Um dem technischen Fortschritt Rechnung zu 
tragen, der eine rasche Anpassung der techni- 
schen Vorschriften der Einzelrichtlinien erfor- 
dert, wurde ein Verfahren der Zusammenarbeit 
zwischen Mitgliedstaaten und Kommission im 
Rahmen eines Ausschusses vorgeschlagen. Die- 
ses Verfahren ist grundsätzlich anzuwenden, 
wenn eine Änderung der technischen Anhänge zu 
den Einzelrichtlinien vorgenommen werden soll. 
Gegebenenfalls können in diesen Richtlinien 
Ausnahmen von diesem Prinzip vorgesehen wer- 
den (Artikel 10 und 11). 

Die Frist für die Inkraftsetzung der Richtlinie ist 
auf 18 Monate nach ihrer Bekanntgabe festge- 
setzt worden, um den Mitgliedstaaten und son- 
stigen Betroffenen zu ermöglichen, der Richt- 
linie nachzukommen (Artikel 13, § 1). 


Die Kommission ist innerhalb annehmbarer Fri- 
sten von jedem Vorschriftenentwurf zu unter- 
richten, der von den Mitgliedstaaten auf dem 
von der Richtlinie erfaßten Gebiet ausgearbeitet 
wird, damit diese sich gegebenenfalls hierzu 
äußern kann (Artikel 13, § 2). 

2. Einzelrichtlinien betreffend gewisse Ausrüstun- 
gen und Merkmale 

Artikel 1 enthält die Begriffsbestimmung der 
landwirtschaftlichen Zugmaschinen, auf die diese 
Richtlinie Anwendung findet. 

Artikel 2 legt die Vorschriften fest, die bei der 
EWG-Betriebserlaubnis einer landwirtschaft- 
lichen Zugmaschine auf die aufgezählten Bestand- 
teile und Merkmale Anwendung findet. 

Dieser Artikel legt weiterhin fest, daß die Ge- 
meinschaftsvorschriften den gleichen Wert be- 
sitzen, wie die einzelstaatlichen Vorschriften. So 
ist es zum Beispiel nicht möglich, daß ein Mit- 
gliedstaat die Zulassung einer Zugmaschine un- 
ter dem Vorwand verweigert, daß ihre von die- 
sen Richtlinien erfaßten Ausrüstungen oder Merk- 
male nicht den nationalen Vorschriften entspre- 
chen, während sie aber die Gemeinschafts Vor- 
schriften erfüllen. 

Artikel 3 übernimmt die gleichen Vorschriften 
von Artikel 13 des unter Punkt 1 erläuterten 
Richtlinienvorschlags. 
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Vorschlag einer Richtlinie 

für die Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied Staaten 
über die Betriebserlaubnis für landwirtschaftliche Zugmaschinen 

auf Rädern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschsuses und in Erwägung nachstehender 
Gründe: 

In jedem Mitgliedstaat müssen landwirtschaftliche 
Zugmaschinen bestimmten zwingend vorgeschriebe- 
nen technischen Merkmalen entsprechen. Diese Be- 
stimmungen sind von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat 
verschieden. Durch ihre Unterschiede behindern sie 
den Warenverkehr innerhalb der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft. 

Diese Hemmnisse für die Errichtung und das rei- 
bungslose Funktionieren des Gemeinsamen Mark- 
tes lassen sich verringern und sogar beseitigen, 
wenn alle Mitgliedstaaten die gleichen Vorschrif- 
ten entweder in Ergänzung oder anstelle ihrer der- 
zeitigen Rechtsvorschriften annehmen. 

Die gemeinschaftlichen Vorschriften dürfen nur 
Anwendung finden auf landwirtschaftliche Zugma- 
schinen mit einer durch die Bauart bestimmten 
Höchstgeschwindigkeit von nicht mehr als 25 km/h; 
Zugmaschinen mit einer durch die Bauart bestimm- 
ten Höchstgeschwindigkeit von mehr als 25 km/h 
gelten als Teil der Klasse Kraftfahrzeuge. 

Die Einhaltung der technischen Vorschriften wird 
herkömmlicherweise von den Mitgliedstaaten kon- 
trolliert, bevor die Zugmaschinen, für die sie gel- 
ten, in den Handel gebracht werden. Die Kontrolle 
erstreckt sich auf Zugmaschinentypen. 

Die harmonisierten technischen Vorschriften für 
die einzelnen Zugmaschinenteile oder Zugmaschinen- 
merkmale werden in aufeinanderfolgenden Einzel- 
richtlinien festgelegt; zur Beschleunigung des An- 
gleichungsprozesses ist es erforderlich, daß von den 
Mitgliedstaaten das Prinzip der gegenseitigen Aner- 
kennung der nationalen Rechtsvorschriften für sol- 
che Zugmaschinenteile oder Zugmaschinenmerk- 
male akzeptiert wird, für die die Herstellungs- und 
Prüfmethoden als gleichwertig anzusehen sind. 


Die Kontrolle dieser Vorschriften sowie die An- 
erkennung der von den anderen Mitgliedstaaten 
durchgeführten Kontrollen durch jeden Mitgliedstaat 
erfordern die Einführung eines gemeinschaftlichen 
Verfahrens der Betriebserlaubnis für jeden Zugma- 
schinentyp. 

Dieses Verfahren ermöglicht einerseits jedem Mit- 
gliedstaat festzustellen, ob jeder Zugmaschinentyp 
den in den Einzelrichtlinien vorgesehenen und auf 
dem Betriebserlaubnisbogen angegebenen Kontrol- 
len unterworfen wurde. Andererseits ermöglicht die- 
ses Verfahren den Herstellern, eine überemstim- 
mungsbescheinigung für alle Zugmaschinen auszu- 
stellen, die dem genehmigten Typ entsprechen. Eine 
mit dieser Bescheinigung versehene Zugmaschine 
hat in allen Mitgliedstaaten als mit ihrer eigenen Ge- 
setzgebung übereinstimmend zu gelten. Schließlich 
wird damit jeder Mitgliedstaat in die Lage versetzt, 
die anderen Mitgliedstaaten von der getroffenen 
Feststellung durch Übersendung einer Abschrift des 
für jeden zugelassenen Zugmaschinentyp ausge- 
stellten Betriebserlaubnisbogens zu unterrichten. 

Vorübergehend muß die Betriebserlaubnis auf 
Grund der Gemeinschaftsvorschriften nach Maßgabe 
der Inkraftsetzung der Einzelrichtlinien über die 
verschiedenen Zugmaschinen oder -merkmale vor- 
genommen werden können, während für die noch 
nicht erfaßten Teile die innerstaatlichen Vorschrif- 
ten in Kraft bleiben. 

Unbeschadet der Artikel 169 und 170 des Vertra- 
ges ist es zweckmäßig, im Rahmen der Zusammen- 
arbeit zwischen den zuständigen Stellen der Mit- 
gliedstaaten Bestimmungen vorzusehen, um die Lö- 
sung technischer Streitfragen zu erleichtern, die über 
die Vereinbarkeit einer Fertigung mit dem Typ, für 
den die Betriebserlaubnis erteilt wurde, entstehen 
könnten. 

Die Entwicklung des technischen Fortschritts 
macht eine rasche Anpassung der in den Einzel- 
richtlinien aufgeführten technischen Vorschriften er- 
forderlich; die Kommission muß daher beauftragt 
werden, hierfür gewisse Durchführungsmaßnahmen 
zu ergreifen; zwecks Vereinfachung der Anwendung 
der beabsichtigten Maßnahmen wird zweckmäßiger- 
weise ein Verfahren geschaffen, das eine enge Zu- 
sammenarbeit zwischen Mitgliedstaaten und Kom- 
mission im Rahmen des Ausschusses zur Beseiti- 
gung der technischen Handelshemmnisse für Indu- 
strieerzeugnisse vorsieht — 
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HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

KAPITEL I 

Begriffsbestimmungen 
Artikel 1 

Als landwirtschaftliche Zugmaschine im Sinne 
dieser Richtline gelten alle gummibereiften Kraft- 
fahrzeuge mit wenigstens zwei Achsen und einer 
durch die Bauart bestimmten Höchstgeschwindig- 
keit von nicht mehr als 25 km/h, deren Funktion im 
wesentlichen in der Zugleistung besteht und die be- 
sonders zum Ziehen, Schieben, Tragen oder zur Be- 
tätigung bestimmter Geräte oder Maschinen einge- 
richtet sind, die zur Verwendung in land- oder forst- 
wirtschaftlichen Betrieben bestimmt sind. 

Die landwirtschaftliche Zugmaschine kann zum 
Transport einer Last oder eines Beifahrers ausge- 
rüstet sein. 

Artikel 2 

Im Sinne dieser Richtlinie versteht man unter 

a) Betriebserlaubnis mit nationaler Geltung: eine 
Verwaltungsmaßnahme mit der folgenden Be- 
zeichnung: 

— Agreation par type und aanneming im bel- 
gischen Recht, 

— Allgemeine Betriebserlaubnis im deutschen 
Recht, 

— Reception par type im französischen Recht, 

— Apporvazione del tipo im italienischen Recht, 
— Agreation im luxemburgischen Recht, 

— Typegoedkeuring im niederländischen Recht. 

b) EWG-Betriebserlaubnis: eine Verwaltungsmaß- 
nahme, durch die ein Mitgliedstaat feststellt, daß 
eine Zugmaschine 

— die harmonisierten technischen Vorschriften 
für solche Bauteile und Merkmale erfüllt, für 
die Einzelrichtlinien bestehen und die im 
EWG-Betriebserlaubnisbogen nach dem im 
Anhang II angegebenen Muster aufgeführt 
sind, 

— die einzelstaatlichen technischen Vorschriften, 
wenn diese von allen Mitgliedstaaten gegen- 
seitig anerkannt werden; es werden so die 
Vorschriften über die Bauteile und Merkmale 
anerkannt, die in Anhang II mit dem Ver- 
merk N. V. aufgeführt sind. 

KAPITEL II 

EWG-Betriebserlaubnis für landwirtschaftliche 
Zugmaschinen 

Artikel 3 

Jedem in einem Mitgliedstaat gestellten Antrag 
auf Erteilung einer EWG-Betriebserlaubnis ist ein 
Beschreibungsbogen, der dem Muster in Anhang I 


entspricht, samt den in diesem Bogen bezeichneten 
Unterlagen beizufügen. Für ein und dieselbe Zug- 
maschine kann der Antrag auf Erteilung der Be- 
triebserlaubnis jeweils nur in einem Mitgliedstaat 
gestellt werden. 

Artikel 4 

Jeder Mitgliedstaat erteilt die Betriebserlaubnis 
für jede Zugmaschine, die folgende Bedingungen er- 
füllt: 

1. die Zugmaschine stimmt mit den Angaben im 
Beschreibungsbogen überein; 

2. die Zugmaschine erfüllt die im Muster des Be- 
triebserlaubnisbogens unter Artikel 2 b) vorge- 
schriebenen Kontrollen; 

3. der Mitgliedstaat, der die Betriebserlaubnis er- 
teilt, ist in der Lage, die Übereinstimmung der 
Fertigung mit dem zugelassenen Typ zu über- 
wachen. 

Für jede von ihm genehmigte Zugmaschine füllt 
der Mitgliedstaat alle Spalten des Betriebserlaub- 
nisbogens aus. 

Artikel 5 

1. Die zuständigen Behörden eines jeden Mit- 
gliedstaates übermitteln den zuständigen Behörden 
der anderen Mitgliedstaaten binnen einem Monat 
Abschriften der Beschreibungsbögen zusammen mit 
denen der Betriebserlaubnisbögen für jeden Zug- 
maschinentyp, für den sie die Betriebserlaubnis er- 
teilen oder versagen. 

2. Für jede entsprechend dem genehmigten Typ 
hergestellte Zugmaschine wird vom Antragsteller 
der Betriebserlaubnis eine Übereinstimmungsbe- 
scheinigung, deren Muster im Anhang III angege- 
ben ist, ausgestellt. 

Artikel 6 

1. Der Mitgliedstaat, der die EWG-Betriebser- 
laubnis erteilt hat, muß alle erforderlichen Maßnah- 
men treffen, um sich über eine etwaige Produktions- 
einstellung sowie über jede Änderung der Anga- 
ben des Beschreibungsbogens zu unterrichten. 

2. Zieht diese Änderung nach Ansicht dieses 
Mitgliedstaates keine Änderung des Betriebserlaub- 
nisbogens bzw. keine Erstellung eines neuen Be- 
triebserlaubnisbogens nach sich, so unterrichten die 
zuständigen Behörden dieses Staates hiervon den 
Inhaber und übermitteln den anderen Mitgliedstaa- 
ten in periodischen Sammelsendungen Abschriften 
der an den bereits verteilten Beschreibungsbögen 
vorgenommenen Änderungen. 

3. Stellt dieser Mitgliedstaat fest, daß durch eine 
am Beschreibungsbogen vorgenommene Änderung 
neue Versuche oder neue Prüfungen gerechtfertigt 
sind und daß dadurch eine Änderung oder Neuaus- 
stellung des Betriebserlaubnisbogens notwendig 
wird, so unterrichten die ständigen Behörden die- 
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ses Staates hiervon den Antragsteller und übermit- 
teln den zuständigen Behörden der übrigen Mit- 
gliedstaaten diese neuen Unterlagen innerhalb eines 
Monats nach deren Ausstellung. 

4. Wird der Betriebserlaubnisbogen geändert, er- 
setzt oder wegen Einstellung der Fertigung des ge- 
nehmigten Typs ungültig, so teilen die zuständigen 
Behörden des Mitgliedstaates, der die Betriebser- 
laubnis erteilt hat, binnen einem Monat den zustän- 
digen Behörden der anderen Mitgliedstaaten die 
Seriennummern der letzten Zugmaschine mit, die ln 
Übereinstimmung mit diesem Betriebserlaubnisbo- 
gen hergestellt wurde und gegebenenfalls die Se- 
riennummern der ersten Zugmaschine, die in Über- 
einstimmung mit dem neuen oder geänderten Bogen 
hergestellt wurde. 

Artikel 7 

1. Kein Mitgliedstaat darf den Verkauf, die Zu- 
lassung, die Inbetriebnahme oder die Verwendung 
einer mit einer EWG-Übereinstimmungsbescheini- 
gung versehenen Zugmaschine aus Gründen seiner 
Bau- oder Wirkungsweise verweigern oder verbie- 
ten. 

2. Diese Bescheinigung hindert jedoch einen Mit- 
gliedstaat nicht daran, derartige Maßnahmen für 
Zugmaschinen zu treffen, die die Straßenverkehrs- 
sicherheit gefährden und nicht mit dem genehmigten 
Typ übereinstimmen. 

Artikel 8 

1. Stellt der Mitgliedstaat, der die Betriebserlaub- 
nis erteilt hat, fest, daß mehrere Zugmaschinen, die 
mit einer Ubereinstimmungsbescheinigung versehen 
sind, nicht mit dem Typ übereinstimmen, für die er 
die Betriebserlaubnis erteilt hat, so trifft er die not- 
wendigen Maßnahmen, um die Übereinstimmung 
der Fertigung mit dem genehmigten Typ wiederher- 
zustellen. Die zuständigen Behörden dieses Staates 
unterrichten die zuständigen Behörden der anderen 
Mitgliedstaaten von den getroffenen Maßnahmen, 
die gegebenenfalls bis zum Widerruf der EWG-Be- 
triebserlaubnis gehen können. Sie treffen die glei- 
chen Maßnahmen, wenn sie von den zuständigen 
Behörden eines anderen Mitgliedstaates von einer 
derartigen Nichtübereinstimmung unterrichtet wer- 
den. 

2. Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaa- 
ten unterrichten sich gegenseitig vom Entzug einer 
erteilten EWG-Betriebserlaubnis und den Gründen 
hierfür innerhalb eines Monats. 

3. Bestreitet der Mitgliedstaat, der die EWG-Be- 
triebserlaubnis erteilt hat, das Vorliegen einer sol- 
chen Nichtübereinstimmung in den ihm gemeldeten 
Fällen, so wird die Kommission befaßt; diese beruft 
daraufhin die von jedem Mitgliedstaat ernann- 
ten Sachverständigen ein. Erforderlichenfalls emp- 
fiehlt sie den betroffenen Mitgliedstaaten geeig- 
nete Maßnahmen zur Beilegung des Streitfalles; 
zuvor kann sie einen oder mehrere Mitgliedstaaten 
mit der Erstellung eines Gutachtens beauftragen. 
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KAPITEL III 

Übergangsbestimmungen 
Artikel 9 

1. Mit der Inkraftsetzung der in Ausführung die- 
ser Richtlinie ergriffenen Maßnahmen und nach 
Maßgabe des Inkrafttretens der für das EWG-Be- 
triebserlaubnisverfahren erforderlichen Einzelricht- 
linien: 

— treten auf Wunsch desjenigen, der die Betriebs- 
erlaubnis beantragt, die technischen Gemein- 
schafts Vorschriften an die Stelle der entsprechen- 
den einzelstaatlichen Vorschriften als Grund- 
lage für die einzelstaatliche Betriebserlaubnis; 

— füllt jeder Mitgliedstaat auf Antrag des Herstel- 
lers und nach Vorlage des in Artikel 3 vorgese- 
henen Beschreibungsbogens die Spalten des in 
Artikel 2 b) vorgesehenen Betriebserlaubnisbo- 
gens aus, welche die auf Grund von Gemein- 
schaftsvorschriften oder — im Falle der gegen- 
seitigen Anerkennung der Rechtsvorschriften — 
auf Grund einzelstaatlicher Vorschriften durchge- 
führten Kontrollen betreffen. Eine Abschrift die- 
ses Bogens wird dem Antragsteller ausgehän- 
digt. Die übrigen Mitgliedstaaten, bei denen 
eine Betriebserlaubnis inländischer Tragweite für 
die gleiche Zugmaschine beantragt wird, erken- 
nen dieses Dokument als Bescheinigung für die 
bereits durchgeführten Prüfungen an. 

2. Die Bestimmungen des vorhergehenden Absat- 
zes werden ungültig, sobald alle für die Erteilung 
der EWG-Betriebserlaubnis notwendigen Einzelricht- 
linien in Kraft getreten sind. 


KAPITEL IV 

Allgemeine und Schlußbestimmungen 
Artikel 10 

Die Kommission sorgt für die Anpassung der An- 
hänge zu den in Artikel 2 b) erwähnten Einzelricht- 
lin en an den technischen Fortschritt nach dem in 
Artikel 11 vorgesehenen Verfahren, vorbehaltlich 
etv/aiger gegenteiliger Bestimmungen in den Richt- 
linien selbst. 

Artikel 11 

1 . In den Fällen, in denen das in diesem Artikel 
beschriebene Verfahren in Anspruch genommen 
wird, wird der Ausschuß zur Beseitigung der tech- 
nischen Handelshemmnisse für Industrieerzeugnisse, 
nachstehend als „Ausschuß'' bezeichnet, von seinem 
Vorsitzenden aus eigenem Entschluß oder auf An- 
trag eines Mitgliedstaates einberufen. 

2. Innerhalb des Ausschusses werden die Stim- 
men der Mitglieder in der in Artikel 148 § 2 des 
Vertrages vorgesehenen Weise gewogen. 

Der Vorsitzende nimmt an der Abstimmung nicht 
teil. 
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3. Der Vertreter der Kommission legt einen Ent- 
wurf der zu treffenden Maßnahmen vor. Der Aus- 
schuß gibt seine Stellungnahme zu diesen Maß- 
nahmen innerhalb einer Frist ab, die der Präsident 
mit Hinblick auf die Dringlichkeit der vorgelegten 
Fragen festsetzt. Die Beschlußfassung erfolgt mit 
einer Mehrheit von 12 Stimmen. 

4. Die Kommission setzt die Maßnahmen fest und 
bringt sie unverzüglich zur Anwendung, wenn sie 
der Stellungnahme des Ausschusses entsprechen. 
Entsprechen sie nicht der Stellungnahme des Aus- 
schusses oder liegt keine Stellungnahme vor, so 
unterbreitet die Kommission dem Rat unverzüglich 
einen Vorschlag über die zu treffenden Maßnah- 
men. 

Hat der Rat, der mit qualifizierter Mehrheit be- 
schließt, nach Verstreichen einer Frist von drei Mo- 
naten keine Maßnahmen getroffen, so setzt die Kom- 
mission die vorgeschlagenen Maßnahmen fest und 
bringt sie unverzüglich zur Anwendung. 

Artikel 12 

Jeder in Anwendung dieser Richtlinie getroffene 
individuelle Verwaltungsakt, durch den eine Be- 
triebserlaubnis versagt oder entzogen, die Zulas- 


sung versagt, oder ein Verkaufs- oder Benutzungs- 
verbot ausgesprochen wird, wird genau begründet. 
Er wird dem Beteiligten unter Angabe der in den 
Mitgliedstaaten gesetzlich zulässigen Rechtsmittel 
und der Frist, innerhalb derer die Rechtsmittel ein- 
zulegen sind, mitgeteilt. 


Artikel 13 

1. Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um 
dieser Richtlinie binnen 18 Monaten nach ihrer Be- 
kanntgabe nachzukommen und unterrichten die Kom- 
mission unverzüglich hiervon. 

2. Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie unterrich- 
ten die Mitgliedstaaten die Kommission von allen 
Entwürfen späterer Rechts- oder Verwaltungsvor- 
schriften, die sie auf dem von dieser Richtlinie er- 
faßten Gebiet zu erlassen beabsichtigen, so recht- 
zeitig, daß diese sich hierzu äußern kann. 


Artikel 14 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 
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Anhang I 

zum Vorschlag einer Richtlinie zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis von landwirtschaftlichen 

Zugmaschinen auf Rädern 

MUSTER EINES BESCHREIBUNGSBOGENS 
0. Allgemeines 

0.1. Fabrikmarke (Firmenbezeichnung) 

0.2. Typ und Handelsbezeichnung (gegebenenfalls unterschiedliche Ausfüh- 
rungsarten vermerken) 

0.3. Name und Anschrift des Erstherstellers 

0.4. Lage und Anbringungsart der Schilder und Firmenaufschriften: 

0.4.1. — an den Körper der Zugmaschine 

0.4.2. — an der Antriebsmaschine 

0. 5. Die Numerierung innerhalb der Typenserie beginnt mit Nr. . . . 

1 . Allgemeine Baumerkmale der Zugmaschine 

(je ein Lichtbild mit 2 3 A Vorderansicht und 3 A Rückansicht beifügen) 
(Maßskizze der gesamten Zugmaschine beifügen) 

1.1. Anzahl der Achsen und Räder 

1.1.1. Gegebenenfalls Anzahl der Achsen mit Doppelbereifung 

1.2. Angetriebene Räder (Anzahl und Lage, Ausrückvorrichtung des Antriebs 
einer weiteren Achse) 

1.3. Lage und Anordnung der Antriebsmaschine 

2. Abmessungen und Gewichte (mm und kg) 

2.1. Radstand oder Radstände (b) 

2.2. Spurweite der einzelnen Achsen (gemessen zwischen den Symmetrie- 

Ebenen der ordnungsgemäß angebrachten Einzel- oder Doppelreifen) 
(vom Hersteller anzugeben) (c) 

2.3. Hauptabmessungen (Abmessungen über alles) der Zugmaschine ohne 
Sonderzubehör aber mit Anhängevorrichtung 

2.3.1. — Länge (d) 

2.3.2. — Breite (e) 

2.3.3. — Höhe bei Leergewicht (f) 

2.3.4. ■ — Überhang, vorn (g) 

2.3.5. — Überhang, hinten (h) 

2.3.6. — Bodenfreiheit (bei Leergewicht) (d) 

2.4. Leergewicht der fahrbereiten Zugmaschine ohne Sonderzubehör, jedoch 
mit Kühlflüssigkeit, Schmiermittel, Kraftstoff, Werkzeug und Führer- 
gewicht (j) 

2.4.1. Verteilung dieses Gewichts auf die Achsen 

2.5. Belastungsgewichte: 

2.5.1. — Metallbelastungsgewichte 

2.5.2. — Flüssigkeitsbelastungsgewichte 

2.5.3. — Verteilung dieser Belastungsgewichte auf die Achsen 

2.6. Vom Hersteller festgesetzte, technisch zulässige Höchstgewichte (gegebe- 
nenfalls unter Berücksichtigung der Art der Bereifung) 
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2.6.1. — Gesamtgewicht der landwirtschaftlichen Zugmaschine allein 

2. 6. 1.1. Etwaige Grenzen der Verteilung des Gesamtgewichts auf die Achsen 

2.6.2. — - Achslast jeder einzelnen Achse 

2.6.3. — Anhängelast 

2.6.4. — Größte vertikale Belastung am Anhängepunkt 

(Zughaken oder Sondereinrichtung für Dreipunktgerätekupplung) (k) 


3. Antriebsmaschine 

3.1. Hersteller 

3.2. Bezeichnung 

3.3. Bauart (Vergasermotor, Dieselmotor usw.), Arbeitsverfahren 

3.4. Anzahl und Anordnung der Zylinder 

3.5. Bohrung, Hub, Zylinderinhalt 

3.6. Höchstleistung bei . . . U/min und Serieneinstellung für die Zugmaschine 

3.6.1. ISO... 

3.6.2. (andere Norm) . . . 

3.7. Größtes Drehmoment bei . . . U/min (gleiche Normen wie unter 3.6.) 

3.8. üblicherweise verwendeter Kraftstoff 

3.9. Kraftstoff- oder Brennstoffbehälter (Inhalt, Lage) 

3.10. Reservebehälter für Kraftstoff oder Brennstoff (Inhalt, Lage) 

3.11. Kraftstoffversorgung der Antriiebsmaschine (Art) 

3.12. Kraftstoffpumpe, wenn vorhanden (Typ, Antrieb, Betriebsdruck) 

3.13. Geschwindigkeitsregler, wenn vorhanden (Arbeitsweise) 

3.14. Elektrische Anlage (Spannung, Anschluß an Masse negativ oder positiv) 

3.15. Lichtmaschine (Art und Nennleistung) 

3.16. Zündung (Bauart, Art der Vorzündung) 

3.17. Funkentstörung (Beschreibung) 

3.18. Kühlung (Luftkühlung, Wasserkühlung) 

3.19. Auspuffanlage (Schalldämpfer, Funkenfänger, Maßskizze beifügen) 

(Bauart genehmigt unter Nr. . . .) 

3.20. Geräuschpegel 

3.21. Gegebenenfalls Maßnahmen gegen die Verunreinigung der Luft. 


4. Kraftübertragung (Maßskizze der Kraftübertragung mit Schaubild) (1) 

4.1. Art der Kraftübertragung (mechanisch, hydraulisch, elektrisch usw.) 

4.2. Kupplung (Typ) 

4.3. Schaltgetriebe (Bauart, direkter Gang, Betätigungsart) 

4.4. Kraftübertragung Antriebsmaschine, Getriebe, Achsbrücke (oder Achs- 
brücken), gegebenenfalls Zwischenübertragung bzw. Zwischenrad 

4.5. Untersetzung ohne und mit Ubertragungsgetriebe: (m) 


Gangschaltung 


Getriebeunter- 

setzung 


Untersetzung 
des Ausgleichs- 
getriebes 


Gesamt- 

untersetzung 


1 

2 

3 

Rückwärtsgang 
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4.6. 

4.7. 

4.8. 

4.9. 

4.10. 

4.10.1. 

4.10.2. 

4.10.3. 

4.10.4. 

4.11. 

4.12. 

4.13. 

5. 

5.1. 

5.1.1. 

5 . 1 . 2 . 

5.1.3. 

5.1.4. 

6 . 

6 . 1 . 

6 . 2 . 

6.3. 

6.3.1. 

6.3.2. 

6.4. 

6.4.1. 

6.4.2. 

7. 

7.1. 

7.2. 

7.3. 

7.4. 

7.5. 

7.6. 

7.7. 


Berechnete Höchstgeschwindigkeit der Zugmaschine im schnellsten Gang 
(Berechnungsart in km/h angeben) (m) 

Tatsächlich zurückgelegte Strecke der Antriebsräder bei einer Um- 
drehung 

Geschwindigkeitsmesser, gegebenenfalls Umdrehungs- und Stunden- 
zähler 

Differentialsperre, wenn vorhanden 

Zapfwellen (U/min, Verhältnis zwischen U/min der Zapfwelle und U/min 
der Antriebsmaschine) (Anzahl, Lage) 

— Hauptzapfwelle 

— Motorzapfwelle 

— Getriebezapfwelle 

• — Sonstige Zapfwellen 
Zapfwellenschutzschild 

Schutz der Antriebselemente und der beweglichen hervorstehenden 
Teile 

Riemenscheibe 

Aufhängungs- und Antriebsorgane (eventuell) 

Radschlepper 

Normalbereifung (Abmessungen, Reifendruck für Straße und zulässige 
Höchstlast) 

Typ und Bauart der Aufhängung jeder Achse oder jedes Rades 

Merkmale der elastischen Teile der Aufhängung (Ausführung und Ab- 
messungen) 

Sonstige Einrichtungen 
Lenkung (Zeichnung beifügen) 

Lenkungsart und Art der Übertragung auf die Räder, gegebenenfalls 
Art der Lenkhilfe (Arbeitsweise angeben und Betriebsschema, gege- 
benenfalls Typen- und Markenbezeichnung) 

Durchmesser der Lenkhebelachse 
Größter Einschlagwinkel der Räder: 

— rechts . . . (Grad). Umdrehungen des Lenkrades . . . 

— links . . . (Grad). Umdrehungen des Lenkrads , . . 

Kleinster Spurkreisdurchmesser (ohne Bremsen) : (n) 

— rechts 

— links 


Bremsanlagen (Gesamtzeichnung und Betriebsschema beifügen) (o) 

Betriebsbremsanlage 

Hilfsbremsanlage (gegebenenfalls) 

Feststellbremsanlage 

Zusätzliche Bremsanlage, wenn vorhanden (insbesondere Dauerbremse) 

Berechnung der Bremsanlage: Verhältnis zwischen der Summe der 
Bremskräfte am Radumfang und der Betätigungskraft 

Kupplung der Bremsbetätigung links und rechts 

Etwaige Fremdenergiequellen (Merkmale, Kapazität der Energiespeicher, 
Höchstdruck und Mindestdruck, Druckmesser und Wameiinrichtung, die 
unzulässiges Absinken des Drucks anzeigt, auf dem Armaturenbrett; 
Vakuumbehälter und Speiseventil; Verdichter; Einhalten der Vorschriften 
für Einrichtungen, die unter Druck stehen) 
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7.8. 

7.8.1. 

7.8.2. 

8 . 

8 . 1 . 

8 . 2 . 
8 . 2 . 1 . 
8 . 2 . 2 . 

8.2.3. 

8.2.4. 

8.2.4, 1 

8.2.5. 

8.2.6. 

8.3. 

8.3.1. 

8.3.2. 

8.4. 

8.4.1. 

8.4.2. 

8.4.3. 

8.4.4. 

9. 


9.1. 

9.1.1. 

9.1.2. 

9.1.3. 

9.1.4. 

9.1.5. 

9.1.6. 
9.2. 

9.2.1. 

9.2.2. 

9.2.3. 

9.2.4. 

9.2.5. 

9.2.6. 

10 . 

10 . 1 . 

10 . 2 . 

10.2.1 

10 . 2.2 
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Zugmaschinen, die Anhänger mitführen sollen 

— Bremsanlagen für die Betätigung der Anhängerbremse 
■ — Anschlüsse, Kupplungen, Schutzeinrichtungen 

Führerhaus, Sitz, Ladepritsche 

Sichtfeld 

Führerhaus, wenn vorhanden (Typ, abnehmbar oder nicht) : 

Innen- und Außenmaße des Führerhauses 
Verwendete Werkstoffe und Bauart 
Türen 

Windschutzscheibe und sonstige Scheiben: Anzahl und Lage, verwen- 
dete Werkstoffe 

Neigung der Windschutzscheibe 

Scheibenwischer 

Rückspiegel 

Sitze: 

— Führersitz (Typ) 

— Sonstige Sitze, wenn vorhanden (Anzahl, Abmessungen und Lage) 
Ladepritsche: 

— Abmessungen 
* — Lage 

— Technisch zulässige Ladung 

— Verteilung der Lasten auf die Achsen bei einer mit Ladepritsche 
ausgerüsteten Zugmaschine 

Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen 

(mit Maßangaben versehene Schemazeichnungen der Lage der leuch- 
tenden Flächen aller Einrichtungen, Farbe der Leuchten, gegebenenfalls 
Nummern der Bauartgenehmigungen) 

Vorgeschriebene Leuchten 
Scheinwerfer für Abblendlicht 
Vordere Begrenzungsleuchten 
Rote Schlußleuchten 
Fahrtrichtungsanzeiger 
Rückstrahler 

Beleuchtungseinrichtung für das hintere amtliche Kennzeichen 

Zusätzliche Leuchten 

Scheinwerfer für Fernlicht 

Nebelscheinwerfer 

Bremsleuchten 

Arbeitsscheinwerfer 

Seitliche Begrenzungsleuchten 

Zusätzliche Einrichtungen 

Verschiedenes 

Einrichtung für Schallzeichen (Bauart genehmigt unter Nr. . . .) 

Zugvorrichtung für eine horizontale Höchstlast von ... kg und gege- 
benenfalls für eine vertikale Höchstlast von ... kg (p) 

— Höhe über der Fahrbahn 

— Überhang 


12 



Drucksadie V/3212 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 

10.3. Hydraulische Hebeeinrichtung, Dreipunktgerätekupplung 

10.4. Anschluß für die Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen des An- 
hängers 

10.5. Anbringungsstellen für amtliche Kennzeichen 


(Unterschrift des Herstellers) 


Bemerkungen 


Bei jeder Rubrik, wo Lichtbilder oder Zeichnungen beizufügen sind, ist die Nummer der 
entsprechenden Anlagen anzugeben. 

a) Bei jedem Bestandteil, für welchem eine Bauartgenehmigung erteilt wurde, kann die 
Beschreibung durch einen Hinweis auf diese Bauartgenehmigung ersetzt werden. Eben- 
so ist eine Beschreibung nicht nötig bei jedem Bestandteil, dessen Bauweise klar aus 
den beigefügten Skizzen hervorgeht. 

b) Empfehlungsentwurf ISO Nr. 586 Ü, Begriff Nr. 2 

c) Empfehlungsentwurf ISO Nr. . . . 2 ), Begriff Nr. 1 

d) Empfehlungsentwurf ISO Nr. 586 Ü, Begriff Nr. 9 

e) Empfehlungsentwurf ISO Nr. . . . 2 ), Begriff Nr. 5 

f) Empfehlungsentwurf ISO Nr. 586 A ), Begriff Nr. 13 

g) Empfehlungsentwurf ISO Nr. 586 J )r Begriff Nr. 18 

h) Empfehlungsentwurf ISO Nr. 586 1 ) l Begriff Nr. 19 

i) Empfehlungsentwurf ISO Nr. . . . 2 ), Begriff Nr. 3 

j) Empfehlungsentwurf ISO Nr. . . . 2 ), Begriff Nr. 8 

k) Empfehlungsentwurf ISO Nr. ... 3 ), Begriff Nr. 11, betreffend die Stabilität der Zug- 
maschine 

l) Die geforderten Angaben sind für alle etwa vorgesehenen unterschiedlichen Aus- 
führungsarten zu machen. 

m) Eine Toleranz von 5 % ist zugelassen. 

n) Empfehlungsentwurf ISO Nr. . . . 2 ), Begriff Nr. 13 

o) Für jede Bremsanlage ist näher auszuführen: 

— Art und Ausführung der Bremsen (Maßskizze) (Trommel-/Scheibenbremse; ge- 
bremste Räder, Verbindung zu den gebremsten Rädern; Bremsbeläge, ihre Be- 
schaffenheit, ihre wirksame Bremsfläche; Halbmesser der Trommeln, Bremsbacken 
oder Bremsscheiben? Trommelgewichte, Einrichtung für die Bremseinstellung); 

— Betätigungs- und Übertragungseinrichtung (Zeichnung beifügen), Bauart, Einstel- 
lung, Hebelübersetzungen, Zugänglichkeit der Betätigungseinrichtung, deren Lage; 
Bedienung durch Hebel mit Sperrklinke bei mechanischer Übertragung, Merkmale 
der wichtigsten übertragungsteile, Betätigungszylinder und -kolben, Arbeits- 
zylinder). 

p) Höchstlast hinsichtlich der mechanischen Widerstandsfähigkeit des Zughakens. 


*) Dokument ISO/TC-22 — Sekretariat 133-328 — Januar 1963 

2 ) Dokument ISO/TC 22 — 3 54 — Anhang 1, Begriffsbestimmungen — November 1964 

3 ) Dokument ISO/TC 22 — Sekretariat 161-366 — September 1965 
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Anhang II 

zum Vorschlag einer Richtlinie zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis für landwirtschaftliche 

Zugmaschinen auf Rädern 


A. Allgemeines 

Bei der Aufstellung eines Betriebserlaubnisbogens im Rahmen des EWG-Zulas- 
sungsverfahrens ist folgendermaßen vorzugehen: 

1. Auf Grund der Angaben im Beschreibungsbogen werden, nachdem die Rich- 
tigkeit dieser Angaben nachgeprüft worden ist, die im Muster des Betriebs- 
erlaubnisbogens gemäß Punkt B dieser Anlage hierfür vorgesehenen Spalten 
ausgefüllt. 

2. Neben jeder Spalte des Betriebserlaubnisbogens werden nachstehende Ver- 
merke eingetragen, nachdem die entsprechenden Kontrollen und Versuche 
durchgeführt worden sind: 

„Übereinstimmung" 

Kontrolle der Übereinstimmung des betreffenden Bauteiles oder Merk- 
males einer Zugmaschine mit den Angaben des Beschreibungsbogens; 

„E.R." 

Kontrolle der Übereinstimmung des betreffenden Bauteiles oder Merk- 
males einer Zugmaschine mit den harmonisierten Vorschriften gemäß 
Einzelrichtlinie; 

„N.V." 

Kontrolle der Übereinstimmung des betreffenden Bauteiles oder Merk- 
males einer Zugmaschine mit den nationalen Vorschriften des Mitglied- 
staates, der die Betriebserlaubnis erteilt; 

P " 

Aufstellung des Prüfprotokolls, das dem Betriebserlaubnisbogen beizu- 
fügen ist; 

„SCH" 

Nachprüfen, ob ein Schema vorhanden ist. 

B. Muster eines Betriebserlaubnisbogens 

0. Allgemeines 

0.1. Marke (Firmenbezeichnung) 

0.2. Typ und Handelsbezeichnung (gegebenenfalls unterschiedliche Aus- 
führungsarten vermerken) 

0.3. Name und Anschrift des Erstherstellers 

0.4. Lage und Anbringungsart der Schilder und Firmenaufschriften: 

0.4.1. — am Körper der Zugmaschine 

0.4.2. — an der Antriebsmaschine 

0.5. Die Numerierung innerhalb der Typenserie beginnt mit Nummer . . . 
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1 . 

Abmessungen und Gewichte (mm und kg) 


1.1. 

Länge 

Übereinstimmung 

1.2. “ 

Breite 

Übereinstimmung 

1.3. 

Höhe bei Leergewicht 

Übereinstimmung 

1.4. 

Technisch zulässiges Gesamtgewicht der belasteten 
Zugmaschine 

Übereinstimmung 

1.5. 

Amtlich zulässiges Gesamtgewicht der belasteten 
Zugmaschine 

E.R. 

1.6. 

Ladepritsche 

E.R. 

1.6.1. 

Zulässige Belastung 


1.7. 

Anhängelast 

E.R. 

2. 

Lenkung 

E.R. 

2.1. 

Art der Hilfslenkung 


3. 

Bremsanlagen 


3.1. 

Betriebsbremsanlage 

E.R. 

3.2. 

Hilfsbremsanlage (gegebenenfalls) 

E.R, 

3.3. 

Feststellbremsanlage 

E.R. 

3.4. 

Bremsanlage für den Anhänger (wenn vorhanden) 

E.R. 

3.5. 

Prüfbedingungen 

P. 

3.6. 

Prüfergebnisse 

P. 

4. 

Führerhaus und Sitze 


4.1. 

Sichtfeld 

E.R. 

4.2. 

Führerhaus 

E.R. 

4.2.1. 

Windschutzscheibe und sonstige Scheiben 

N.V. 

4.2.1. 1. 

Neigung der Windschutzscheibe 


4.2.2. 

Scheibenwischer 

E.R. 

4.2,3. 

Rückspiegel 

E.R. 

4.3. 

Sitze 

E.R. 

4.3.1. 

Führersitz 


4.3.2. 

Sonstige Sitze, wenn vorhanden 


5. 

Beleuditungs- und Lichtsignaleinrichtungen 

E.R. 

5.1. 

Vorgeschriebene Leuchten 


5.1.1. 

Scheinwerfer für Abblendlicht 


5.1.2. 

Vordere Begrenzungsleuchten 


5.1.3. 

Rote Schlußleuchten 


5.1.4, 

Fahrtrichtungsanzeiger 


5.1.5. 

Rückstrahler 


5.1.6. 

Beleuchtungseinrichtung für das hintere 
amtliche Kennzeichen 


5.2. 

Zusätzliche Leuchten 


5.2.1. 

Scheinwerfer für Fernlicht 


5.2.2. 

Nebelscheinwerfer 

' 

5.2.3. 

Bremsleuchten 


5.2.4. 

Arbeitsscheinwerfer 


5.2.5. 

Seitliche Begrenzungsleuchten 


5,2.6. 

Zusätzliche Einrichtungen 
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6. 

Verschiedenes 


6.1. 

Einrichtung für Schallzeichen 

E.R. 

6.2. 

Funkentstörung 

E'.R.-P. 

6.3. 

Schalldämpfer 

E.R.-P.-SCH 

6.4. 

Geräuschpegel 

E.R.-P. 

6.5. 

Gegebenenfalls* Maßnahmen 
gegen die Verunreinigung der Luft 

N.V. 

6.6. 

Geprüfte Höchstgeschwindigkeit der Zugmaschine im 
Schnellsten Gang 

E.R. 

6.7. 

Zapfwelle 

Übereinstimmung 

6.7.1. 

Zapfwellenschutzschild 

E.R. 

6.8. 

Schutz der Antriebselemente und der beweglichen 
hervorstehenden Teile 

E.R. 

6.9. 

Anschluß für die Beleuchtungs- und Lichtsignal- 
einrichtung des Anhängers 

E.R. 

6.10. 

Anbringungsstellen für amtliche Kennzeichen 

E.R. 

6.11. 

Zugvorrichtung 

E.R. 

6.11.1. 

Senkrechte Höchstbelastung am Anhängepunkt 


6.11.2. 

Waagerechte Höchstbelastung am Anhängepunkt 


6.12. 

Kraftstoff- oder Brennstoffbehälter 

E.R. 

6.13. 

Reservebehälter für Kraftstoff oder Brennstoff 

E.R. 

6.14. 

Normalbereifung 

N.V. 

6.15. 

Belastungsgewichte 

E.R. 


Hiermit wird bestätigt, daß die im Beschreibungsbogen Nr 

enthaltenen Angaben des Herstellers mit der vom Hersteller als Prototyp des 

Modells vorgeführten landwirtschaftlichen 

Zugmaschine Nr , Motor-Nr. *) 

übereinstimmen. 

Die auf Antrag des Herstellers vorgenommenen Feststellungen ergeben, daß 
die vorstehend beschriebene und als Baumuster einer Serie vorgeführte landwirt- 
schaftliche Zugmaschine Nr , Motor-Nr , 

allen in dem vorliegenden Bogen aufgeführten Vermerken entspricht. 


, den 


(Unterschrift) 


*) oder anderes Erkennungszeichen 
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Anhang III 

zum Vorschlag einer Richtlinie für die Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis für landwirtschaftliche 

Zugmaschinen auf Rädern 


Muster einer Übereinstimmungsbescheinigung 

Der Unterzeichnete (Name und Vorname) 

bescheinigt, daß die landwirtschaftliche Zugmaschine 

1. Fabrikmarke: 

2. Typ: 

3. Nummer innerhalb der Typenserie: 


mit dem am in 

durch genehmigten, 


im Erhebungsbogen Nr. 

und im Betriebserlaubnisbogen Nr 

beschriebenen Typ vollkommen übereinstimmt. 


(Ort) 


, den 


(Unterschrift) 


(Stellung) 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
für die Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über gewisse Merkmale und Ausrüstungen von landwirtschaft- 
lichen Zugmaschinen auf Rädern 

(Zulässiges Gesamtgewicht, Zuggewicht usw.) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf die Richtlinie des Rats vom . . . zur Anglei- 
chung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Betriebserlaubnis von landwirtschaftlichen 
Zugmaschinen auf Rädern, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die technischen Vorschriften, denen die landwirt- 
schaftlichen Zugmaschinen nach den nationalen 
Rechtsvorschriften genügen müssen, betreffen unter 
anderem auch das zulässige Gesamtgewicht, das 
Zuggewicht, die Lenkung, den Rückspiegel, den 
Scheibenwischer, den Schutz der Antriebselemente 
und der beweglichen hervorstehenden Teile, den 
Anschluß für die Beleuchtungs- und Lichtsignalein- 
richtungen des Anhängers, die Anbringungstelle des 
hinteren amtlichen Kennzeichens, die Kraftstoffbe- 
hälter, die Belastungsgewichte, das Führerhaus, das 
Sichtfeld, den Führersitz, die Vorrichtung für die 
Funkentstörung, die Vorrichtung für Schallzeichen, 
die Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen, den 
zulässigen Geräuschpegel, die Auspuffanlage, den 
Zughaken. 

Diese Vorschriften sind von Mitgliedstaat zu Mit- 
gliedstaat verschieden; hieraus ergibt sich die Not- 
wendigkeit ihrer Harmonisierung, vor allem um für 
jeden Zugmaschinentyp das EWG-Betriebserlaub- 
nisverfahren einführen zu können, wie es in der 
Richtlinie vom . . . behandelt ist — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Als landwirtschaftliche Zugmaschine im Sinne die- 
ser Richtlinie gelten alle gummibereiften Kraftfahr- 
zeuge mit wenigstens zwei Achsen und einer durch 


die Bauart bestimmten Höchstgeschwindigkeit von 
nicht mehr als 25 km/h, deren Funktion im wesent- 
lichen in der Zugleistung besteht und die besonders 
zum Ziehen, Schieben, Tragen oder zur Betätigung 
bestimmter Geräte oder Maschinen eingerichtet sind, 
die zur Verwendung in land- oder forstwirtschaft- 
lichen Betrieben bestimmt sind. Die landwirtschaft- 
liche Zugmaschine kann zum Transport einer Last 
oder eines Beifahrers ausgerüstet sein, 

Artikel 2 

Kein Mitgliedstaat darf die EWG-Betriebserlaub- 
nis einer landwirtschaftlichen Zugmaschine verwei- 
gern noch deren Verkauf, Zulassung, Inbetrieb- 
nahme oder Verwendung verweigern oder untersa- 
gen aus Gründen betreffend: 

— das zulässige Gesamtgewicht, 

— das Zuggewicht, 

— die Lenkung, 

— den Rückspiegel, 

— den Scheibenwischer, 

— den Schutz der Antriebselemente und der beweg- 
lichen hervorstehenden Teile, 

— den Anschluß für die Beleuchtungs- und Licht- 
signaleinrichtungen des Anhängers, 

— die Anbringungsstelle des hinteren amtlichen 
Kennzeichens, 

— die Kraftstoffbehälter, 

— die Belastungsgewichte, 

— das Führerhaus, 

— das Sichtfeld, 

— - den Führersitz, 

— die Vorrichtung für die Funkentstörung, 

— die Vorrichtung für Schallzeichen, 

— die Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen, 

— den zulässigen Geräuschpegel, 

— die Auspuffanlage, 

— den Zughaken, 

wenn diese Ausrüstungen und Merkmale den im 
Anhang dieser Richtlinie einschlägigen Vorschriften 
entsprechen. 


18 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/3212 


Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungs Vorschriften in Kraft, um 
dieser Richtlinie binnen 18 Monaten nach ihrer Be- 
kanntgabe nachzukommen, und unterrichten die 
Kommission unverzüglich hiervon. 

2. Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie unterrich- 
ten die Mitgliedstaaten die Kommission von allen 
Entwürfen späterer Rechts- oder Verwaltungsvor- 
schriften, die sie auf dem von dieser Richtlinie er- 
faßten Gebiet zu erlassen beabsichtigen, so recht- 
zeitig, daß diese sich hierzu äußern kann. 


Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten dürfen die bestehende Rege- 
lung erst drei Jahre nach Veröffentlichung dieser 
Richtlinie im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften außer Kraft setzen, um nur die dieser Richt- 
linie gemäßen Bestimmungen an Kraft zu lassen. 


Artikel 5 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 
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Anhang 

zum Vorschlag einer Richtlinie des Rats für die Angleichung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten über gewisse Merkmale und Aus- 
rüstungen von landwirtschaftlichen Zugmaschinen auf Rädern 


Titel 

I: 

Titel 

II: 

Titel 

III: 

Titel 

IV: 

Titel 

V: 

Titel 

VI: 

Titel 

VII: 

Titel 

VIII: 

Titel 

IX: 

Titel 

X: 

Titel 

XI: 

Titel 

XII: 

Titel 

XIII: 

Titel 

XIV: 

Titel 

XV: 

Titel 

XVI: 

Titel 

XVII: 

Titel 

XVIII: 

Titel 

XIX: 


Zulässiges Gesamtgewicht 

Zuggewicht 

Lenkung 

Rückspiegel 

Scheibenwischer 

Schutz der Antriebselemente und der beweglichen hervorsteheilden 
Teile 

Anschluß für die Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen des 
Anhängers 

Anbringungsstelle des hinteren amtlichen Kennzeichens 

Kraftstoffbehälter 

Belastungsgewichte 

Führerhaus 

Sichtfeld 

Führersitz 

Vorrichtung für Funkentstörung 
Vorrichtung für Schallzeichen 
Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen 
Zulässiger Geräuschpegel 
Auspuffanlage 
Zugvorrichtung 
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Titel I 

Zulässiges Gesamtgewicht 

1. Das vom Hersteller angegebene zulässige Gesamtgewicht wird von der zu- 
ständigen Behörde unter dem Vorbehalt übernommen, daß die von der Behörde 
durchzuführenden Prüfungen, namentlich der Bremsanlagen und der Lenkung, 
zufriedenstellend verlaufen. 

2. Unabhängig vom Beladungszustand der Zugmaschine darf die auf die Räder 
der Vorderachse übertragene Last nicht geringer sein als 20 °/o des Leer- 
gewichts der Zugmaschine. 


Titel II 

Anhängerlast 

1. Als Anhängelast einer Zugmaschine gilt das Höchstgewicht der Anhänger und 
Arbeitsmaschinen, die an die Zugmaschine angehängt werden können. 

2. Die Anhängelast von landwirtschaftlichen Zugmaschinen darf nachstehende 
Werte mit Hinblick auf die Merkmale der Bremsanlage des Zuges nicht 
überschreiten: 

2.1. weder 1,5 t noch P *) wenn der Zug lediglich durch die Bremsanlage der 
Zugmaschine gebremst wird; 

2.2. weder 5 t noch 3,5 P wenn der Anhänger eine Bremseinrichtung besitzt. 
Zugmaschinen dieser Kategorie sind mit einer genormten Halterung zur 
Aufnahme einer etwaigen Bedieneinrichtung für die Anhängerbremse zu 
versehen; 

2.3. weder 12 t noch 4,5 P wenn der Anhänger mit einer Servobremsanlage 
versehen ist, die von der Zugmaschine aus betätigt wird und von der 
Bremsanlage der Zugmaschine unabhängig ist. Die Zugmaschine muß mit 
einer genormten Bremskupplung ausgestattet sein; 

2.4. 4,5 P wenn die Bremsanlage den vorgenannten Bedingungen unter 2.3. 
entspricht und außerdem durchgehend oder halbdurchgehend ist. 


Titel III 

Lenkung 

1. Die Lenkvorrichtung muß eine leichte und sichere Lenkung der Zugmaschine 
bei allen zulässigen Belastungszuständen gewährleisten. 

2. Erforderlichenfalls ist eine Lenkhilfe vorzusehen. 

3. Bei Ausfall der Lenkhilfe muß die Zugmaschine eine ausreichende mechanische 
Lenkfähigkeit behalten. 


Titel IV 

Rückspiegel 

1. Landwirtschaftliche Zugmaschinen mit geschlossenem Führerhaus müssen 
mindestens einen Rückspiegel von ausreichender Größe aufweisen, der so an- 
zuordnen ist, daß der Fahrer von seinem Sitz aus die Fahrbahn hinter der 
Zugmaschine übersehen kann. 


Titel V 

Scheibenwischer 

Ist eine feste Windschutzscheibe vorhanden, so muß sie mit einem automatischen 
Scheibenwischer versehen sein. 

] ) Mit P wird das Leergewicht der betriebsfertigen Zugmaschine ohne Belastungsgewichte 
und ohne Anbaugeräte bezeichnet. 
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Titel VI 

Schutz der Antriebselemente und der beweglichen hervorstehenden Teile 

1. Antriebselemente und bewegliche hervorstehende Teile müssen so geschützt 
sein, daß Gefahren für Personen, die damit unbeabsichtigt in Berührung kom- 
men können, verhütet werden. 

2. Zapfwellen müssen entsprechend der ISO-Norm 503 2 ) geschützt sein. Von 
dieser ISO-Norm kann abgewichen werden, wenn die auf andere Weise 
gewährleistete Sicherheit nicht geringer ist als nach der ISO-Norm. Diese 
Abweichung muß im Betriebserlaubnisbogen erwähnt werden. Ein Schema 
muß diesem Bogen ebenfalls beigefügt werden. 

Titel VII 

Anschluß für die Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen des Anhängers 

1. Der Anschluß der Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtung von Anhängern 
landwirtschaftlicher Zugmaschinen erfolgt einheitlich unter einer Spannung 
von 12 V. 

2. Die Zugmaschine muß einen festen Sockel mit sieben Polen nach geeigneter 
ISO-Norm 2 ) aufweisen. 

Titel VIII 

Anbringungsstelle für das hintere amtliche Kennzeichen 

1. Form und Größe der Anbringungsstelle 

Es ist mindestens eine rechteckige, ebene oder nahezu ebene Fläche mit 
folgenden Abmessungen vorzusehen: 

Länge 240 mm 
Höhe 165 mm 

2. Lage der Anbringungsstelle und Befestigungsweise des Kennzeichens 

Die Anbringungsstelle ist so zu wählen, daß das sachgemäß angebrachte 
Kennzeichen folgenden Merkmalen genügt: 

2.1. Stellung des Kennzeichens in Richtung der Breite der Zugmaschine 

Die Mitte des Kennzeichens darf nicht rechts von der Längssymmetrie- 
ebene der Zugmaschine liegen. 

Der linke äußere Rand des Kennzeichens darf nicht weiter links liegen 
als die zur Längssymmetrieebene der Zugmaschine parallele vertikale 
Ebene durch den Punkt, an dem der Querschnitt der Zugmaschine die 
größte Breite über alles erreicht. 

2.2. Stellung des Kennzeichens in bezug auf die Längssymmetrieebene der 
Zugmaschine 

Das Kennzeichen ist senkrecht oder fast senkrecht zur Längssymmetrie- 
ebene der Zugmaschine angebracht. 

2.3. Stellung des Kennzeichens in bezug auf die Senkrechte 

Das Kennzeichen ist senkrecht anzuordnen mit einer Toleranz von ± 5°, 
kann jedoch auch eine Vertikalneigung von nicht mehr als 30° aufweisen, 
wenn die Seite mit der Zulassungsnummer nach vorn gerichtet ist, sowie 
unter der Bedingung, daß der obere Rand des Kennzeichens nicht höher 
als 1,20 m über der Fahrbahn liegt. 

2.4. Festlegung der Höhe über der Fahrbahn des oberen Randes des Kenn- 
zeichens 

Die unter 2.3. genannte Höhe wird bei leerer Zugmaschine gemessen. 

2 ) Diese ISO-Norm, die augenblicklich noch die Form eines Entwurfs hat, wird nächstens 
von der ISO angenommen werden. Es ist vorauszusehen, daß diese Annahme während 
der Diskussion im Rat erfolgen wird. 
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Titel IX 

Kraftstoffbehälter und Reservebehälter für Kraftstoff 

Die allgemeinen Vorschriften für Kraftfahrzeuge gelten ebenfalls für landwirt- 
schaftliche Zugmaschinen. 

(Richtlinie des Rats . . . vom . . .) 


Titel X 

Belastungsgewichte 

Sind vom Hersteller einer landwirtschaftlichen Zugmaschine Belastungsgewichte 
zur Erfüllung der Vorschriften über das höchstzulässige Gesamtgewicht vorge- 
sehen, so müssen diese aus Metall bestehen, für die Anbringung an der Zug- 
maschine geeignet sein und das Zeichen der Herstellerfirma sowie eine Angabe 
ihres ungefähren Gewichtes tragen. 


Titel XI 

Führerhaus 

Führerhäuser gelten als zugelassen, wenn ihre Bauteile und Merkmale, die im 
Betriebserlaubnisbogen aufgeführt sind, den einschlägigen Vorschriften ent- 
sprechen. 


Titel XII 

Sichtfeld 

Die allgemeinen Vorschriften für Kraftfahrzeuge gelten ebenfalls für landwirt- 
schaftliche Zugmaschinen. 

(Richtlinie des Rats . . . vom . . .) 


Titel XIII 

Führersitz 

1. Die wirksame Höhe der Rückenlehne des Führersitzes muß mindestens 15 cm 
betragen. 

2. Der Führersitz muß genügend widerstandsfähig beschaffen sein, eine zweck- 
mäßige Gestaltung aufweisen und mit einer elastischen Aufhängung sowie, 
falls notwendig, mit einem wirksamen Stoßdämpfer versehen sein, damit der 
Fahrer sicher und bequem unbeschadet seiner Größe und seinem Gewicht sitzen 
kann. 


Titel XIV 

Vorrichtung für Funkentstörung 

Die allgemeinen Vorschriften für Kraftfahrzeuge, die mit einem Verbrennungs- 
motor mit elektrischer Zündung ausgerüstet sind, gelten ebenfalls für landwirt- 
schaftliche Zugmaschinen. 

(Richtlinie des Rats . . . vom . . .) 3 ) 


Titel XV 

Die allgemeinen Vorschriften für Kraftfahrzeuge gelten ebenfalls für landwirt- 
schaftliche Zugmaschinen. 


3 ) Vorschlag einer Richtlinie, von der Kommission am 22. Dezember 1965 unterbreitet. 
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Titel XVI 

Beleuchtungs- und Lichtsignal einrichtungen 

1. Vorgeschriebene Einrichtungen 

1.1. Scheinwerfer für Abblendlicht 

1.1.1. Zahl: 2 

1.1.2. Farbe: weiß oder gelb gemäß den Vorschriften des Einfuhrlandes 

1.1.3. Anordnung symmetrisch zur Mittellinie der Längsebene der Zugmaschine 

1.1. 3.1. Die Scheinwerfer für Abblendlicht müssen so angeordnet sein, daß die 
Sicht des Fahrers nicht durch Schlagschatten oder durch die Lichtstrahlen 
selbst beeinträchtigt wird. Diese Bedingung wird stets als erfüllt ange- 
sehen, wenn die Scheinwerfer sich in weniger als 50 cm Entfernung von 
der Vorderseite der Zugmaschine befinden. 

1.1.4. Höhe über der Fahrbahn: 

höchstens 1,20 m von der oberen Kante der Lichtaustrittsfläche 
mindestens 0,50 m von der unteren Kante der Lichtaustrittsfläche 

1.2. Vordere Begrenzungsleuchten 

1.2.1. Zahl: 2 

1.2.2. Farbe: weiß oder gelb gemäß den Vorschriften des Einfuhrlandes 

1.2.3. Anordnung: symmetrisch zur Mittellinie der Längsebene 

1 .2.4. Höhe über der Fahrbahn: 

höchstens 1,90 m von der oberen Kante der Lichtaustrittsfläche 

mindestens 0,40 m von der unteren Kante der Lichtaustrittsfläche 

1.2.5. Entfernung von der breitesten Stelle des Umrisses: 

höchstens 0,40 m von der Außenkante der Lichtaustrittsfläche 

1.2.6. Kleinste Entfernung zwischen den inneren Kanten der Lichtaustrittsfläche 
der beiden Leuchten 0,50 m 

1.2.7. Wenn die Außenkante der Lichtaustrittsfläche des Scheinwerfers für 
Abblendlicht mehr als 0,40 m vom Fahrzeugumriß entfernt ist, müssen 
die Begrenzungsleuchten zu gleicher Zeit mit den Scheinwerfern für 
Abblendlicht aufleuchten. 

1.2.8. Wenn die Zugmaschine mit Nebelscheinwerfern ausgerüstet ist und die 
Außenkante der Lichtaustrittsfläche dieser Scheinwerfer mehr als 0,40 m 
vom Umriß entfernt ist, müssen die Begrenzungsleuchten gleichzeitig mit 
dem Nebelscheinwerfer aufleuchten. 

1.3. Rote Schlußleuchten 

1.3.1. Zahl: 2 

1.3.2. Farbe: rot 

1.3.3. Anordnung: symmetrisch zur Mittellinie der Längsebene der Zug- 
maschine 

1.3.4. Höhe über der Fahrbahn: 

höchstens 1,90 m von der oberen Kante der Lichtaustrittsfläche 
mindestens 0,40 m von der unteren Kante der Lichtaustrittsfläche 

1.3.5. Entfernung von der breitesten Stelle des Umrisses: 

höchstens 0,40 m von der Außenkante der Lichtaustrittsfläche 

1.3.6. Kleinste Entfernung zwischen den inneren Kanten der Lichtaustritts- 
flächen der beiden Leuchten 0,50 m 

1.3.7. Die roten Schlußleuchten müssen gleichzeitig mit einer der nachstehenden 
Leuchten aufleuchten: Begrenzungsleuchten, Scheinwerfer für Abblend- 
licht, Scheinwerfer für Fernlicht, Nebelscheinwerfer. 

1.4. Fahrtrichtungsanzeiger 

1.4.1. Zahl: 2 oder mehrere 
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1.4.2. Farbe: Die Farbe des Lichtes muß in allen Richtungen „autogelb" nach 
folgender Definition sein: die mit einer weißen Lichtquelle entsprechend 
einer Verteilungstemperatur von 2848 ' K versehenen Fahrtrichtungsan- 
zeiger sollen ein Licht mit folgenden kolorimetrischen Koordinaten aus- 
senden: 

— Grenze gegen Rot: X > 0,398 

— Grenze gegen Gelb: Y < 0,429 

— Grenze gegen Weiß: Z < 0,007 

1.4.3. Anordnung: symmetrisch zur Mittellinie der Längsebene der Zugmaschine 

1.4. 3.1. Alle Vorrichtungen müssen so montiert sein, daß die vom Hersteller 
angegebene Bezugachse waagrecht und parallel zur mittleren Längs- 
ebene der Zugmaschine liegt. 

1.4.4. Höhe über der Fahrbahn: 

1 .4.4.1. vordere und hintere Anzeiger 

höchstens 2,10 m von der oberen Kante der Lichtaustrittsfläche 
mindestens 0,40 m von der unteren Kante der Lichtaustrittsfläche 

1.4. 4. 2. seitliche Anzeiger 

höchstens 2,30 m von der oberen Kante der Lichtaustrittsfläche 
mindestens 0,50 m von der unteren Kante der Lichtaustrittsfläche 

1.4.5. Entfernung von der breitesten Stelle des Umrisses 

höchstens 0,40 m von der Außenkante der Lichtaustrittsfläche 

1.4.6. Kleinste Entfernung zwischen den inneren Kanten der Lichtaustritts- 
flächen zweier entsprechenden Leuchten . . . 0,50 m 

1.4.7. Sichtwinkel: 

1.4. 7.1. Zahl, Anordnung und Sichtbarkeit der Fahrtrichtungsanzeiger müssen so 
sein, daß die von ihnen gegebenen Signale mindestens einem der nach- 
stehenden Scheinen entsprechen. 

1.4. 7.2. Die Sichtwinkel sind in der schematischen Darstellung durch Schraffie- 
rung gekennzeichnet. Die für die Winkel angegebenen Werte sind Min- 
destwerte, die überschritten werden können. Alle Sichtwinkel werden 
vom Mittelpunkt der Lichtaustrittsfläche der Blinkleuchten gemessen. 

1.4. 7. 3. Um der Forderung nach Sichtbarkeit innerhalb der Sichtwinkel zu ent- 
sprechen, sind mindestens die folgenden Bedingungen einzuhalten: 

1.4. 7. 3.1. Die sichtbare Oberfläche der Blinkleuchte muß in allen Richtungen inner- 
halb des Gesichtsfeldes einschließlich der Grenzbereiche mindestens 
1 cm 2 betragen. 

1.4. 7. 3. 2. Zwischen der Lichtaustrittsfläche und dem Auge eines Beobachters darf 
die Lichtausbreitung nicht behindert werden. Der Beobachter befindet 
sich hierbei in dem gemeinsamen Bereich, welcher aus den zwei nach- 
stehend beschriebenen rechtwinkligen gebildet wird, deren Schnittlinien 
durch die Mitte der Lichtaustrittsfläche gehen. 

Ein Flächenwinkel mit senkrechter Scheitellinie, dessen Flächen mit der 
Längssymmetrieebene des Kraftfahrzeuges Winkel von gegebener Größe 
bilden; die Öffnung dieses Flächenwinkels entspricht dem waagerechten 
Winkel der geometrischen Sichtbarkeit. 

Ein Flächenwinkel mit waagerechter Scheitellinie, dessen Flächen mit der 
waagerechten Ebene Winkel von gegebener Größe bilden; die Öffnung 
dieses Winkels entspricht dem senkrechten Winkel der geometrischen 
Sichtbarkeit. In der Regel ist die Winkelhalbierende dieses Flächenwin- 
kels eine waagerechte Ebene. 

1.4. 7. 4. Die Sichtwinkel der Fahrtrichtungsanzeiger, von der Mitte der Lichtaus- 
trittsfläche aus gemessen, müssen oberhalb und unterhalb der Waage- 
rechten mindestens 15° betragen (vgl. Abb. 5). 

1.4.7. 5. Liegt jedoch der obere Rand der Lichtaustrittsfläche der seitlichen Blink- 
leuchten nicht mehr als 1,20 m über der Fahrbahn, so ist ein Sichtwinkel 
von 15° unterhalb der Waagerechten nicht erforderlich. 
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1.4.8. 
1.4. 8.1 


1.4. 8. 2. 

1. 4.8.3. 

1.4. 8.4. 


1.4.8. 5. 

1.4.9. 

1.4. 9.1. 

1.4. 9. 2. 

1.5. 

1.5.1. 

1.5.2. 

1.5.3. 


1.5.4. 

1.5.5. 


1.5.6. 

1.5.7. 

1 . 6 . 

1 . 6 . 1 . 

1 . 6 . 2 . 


Anbringungsscheinen : 

Schema A — (vgl. Abb. 1 — nur zwei Fahrtrichtungsanzeiger, einer auf 
jeder Seite. 

Diese Anordnung ist nur bei Zugmaschinen bis zu 4,60 m Länge und bei 
einem Höchstabstand von 1,60 m zwischen den äußeren Kanten der Licht- 
austrittsflächen zulässig. 

Schema B — (vgl. Abb. 2) - — zwei Fahrtrichtungsanzeiger an der Rück- 
seite und zwei vorn an den Längsseiten. 

Schema C — (vgl. Abb. 3) — zwei Fahrtrichtungsanzeiger an der Vorder- 
seite, zwei an der Rückseite und zwei an den Längsseiten. 

Schema D — (vgl. Abb. 4) — je zwei Fahrtrichtungsanzeiger an der Vor- 
der- und an der Rückseite. 

Diese Anordnung ist nur bei Zugmaschinen zulässig, bei denen der 
waagerechte Abstand zwischen den Fahrtrichtungsanzeigern an der Vor- 
der- und Rückseite, von der Mitte der Lichtaustrittsfläche aus gemessen, 
unter 6 m beträgt. 

Bei Schema B und C ist der Wert von 5° für den toten Winkel im rück- 
wärtigen Gesichtsfeld ein Höchstwert. Ist es praktisch unmöglich, den 
Wert von 5° einzuhalten, so wird die Grenze auf 10° erhöht. 

Arbeitsweise: 

Kann der Führer nicht mindestens einen Fahrtrichtungsanzeiger je Seite 
unmittelbar beobachten, so muß die Einschaltung durch eine optische oder 
akustische Signaleinrichtung angezeigt werden. 

Alle auf derselben Seite angebrachten Blinkleuchten werden durch die 
gleiche Bedienungseinrichtung ein- und ausgeschaltet. 

Rote Rückstrahler 
Zahl: 2 
Farbe: rot 

Art: Klasse 1 der Verordnung Nr. 3 „Einheitliche Vorschriften für die 
Bauartgenehmigung von roten Rückstrahlern an Kraftfahrzeugen" in An- 
hang zur Vereinbarung der Vereinten Nationen vom 20. März 1958 über 
die Annahme einheitlicher Bedingungen für die Bauartgenehmigung und 
die gegenseitige Anerkennung der Bauartgenehmigung von Ausrüstun- 
gen und Bestandteilen von Kraftfahrzeugen. 

Anordnung: symmetrisch zur Mittellinie der Längsebene der Zug- 
maschine 

Höhe über der Fahrbahn: 

mindestens 0,40 m von der unteren Kante der reflektierenden 
Fläche 

höchstens 0,90 m von der oberen Kante der reflektierenden Fläche. 

Dieser Wert kann auf 1,20 m erhöht werden, wenn es unmöglich ist, die 
Höhe von 0,90 m einzuhalten oder wenn die Arbeitsbedingungen diesen 
Wert als ungeeignet erscheinen lassen. 

Entfernung von der breitesten Stelle des Umrisses: 

höchstens 0,40 m von der Außenkante der reflektierenden Fläche 

Kleinste Entfernung zwischen den einander zugekehrten inneren Kanten 
der reflektierenden Flächen der beiden Rückstrahler 0,50 m 

Beleuchtungseinrichtung für das hintere amtliche Kennzeichen 
Sie ist vorgeschrieben, wenn das Kennzeichen obligatorisch ist. 

Die Beleuchtungseinrichtung für das hintere amtliche Kennzeichen muß 
gleichzeitig mit nachstehenden Leuchten aufleuchten: Begrenzungsleuch- 
ten, Scheinwerfer für Abblendlicht, Scheinwerfer für Fernlicht. 
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2. Zusätzliche Einrichtungen 

2.1. Scheinwerfer für Fernlicht 

Die Vorschriften sind die gleichen für die Scheinwerfer für Abblendlicht. 

2.2. Nebelscheinwerfer 

2.2.1. Zahl: 2 

2.2.2. Farbe: weiß oder gelb gemäß den Vorschriften des Einfuhrlandes 

2.2.3. Anordnung: symmetrisch zur Mittellinie der Längsebene der Zug- 
maschine 

2.2.4. Höhe über der Fahrbahn 

Höchstwert: kein Punkt der Lichtaustrittsfläche darf sich oberhalb 
des höchsten Punktes der Lichtaustrittsfläche des Scheinwerfers für 
Abblendlicht befinden. 

mindestens: 0,25 m von der unteren Kante der Lichtaustrittsfläche 

2.2.5. Entfernung vom Umriß 

höchstens 0,40 m von der Lichtaustrittsfläche 

2.2.6. Das Einschaltgerät der Nebelscheinwerfer von landwirtschaftlichen Zug- 
maschinen muß den Vorschriften, welche für sämtliche Kraftfahrzeuge 
gelten, gemäß sein. 

2.3. Bremsleuchten 

2.3.1. Zahl: 2 

2.3.2. Farbe: rot 

2.3.3. Anordnung: symmetrisch zur Mittellinie der Längsebene der Zug- 
maschine 

2.3.4. Höhe über der Fahrbahn 

höchstens 1,90 m von der oberen Kante der Lichtaustrittsfläche 
mindestens 0,40 m von der unteren Kante der Lichtaustrittsfläche 

2.4. Arbeitsscheinwerfer 

Die Einschaltung des Arbeitsscheinwerfers muß unabhängig sein. 

2.5. Seitliche Begrenzungsleuchten 

2.5.1. Zahl: zwei vorne und zwei hinten 

2.5.2. Farbe: weiß vorne und rot hinten 

2.5.3. Anordnung: symmetrisch zur Mittellinie der Längsebene der Zug- 
maschine 

Die Leuchten sind am äußersten Rand des Umrisses und wenn möglich 
am oberen Teil der Zugmaschine anzubringen. 
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Titel XVII 

Zulässiger Geräuschpegel 

1 . Grenzwert 

Der Geräuschpegel der unter Artikel 1 dieser Richtlinie fallenden landwirt- 
schaftlichen Zugmaschine darf unter den in diesem Anhang aufgeführten Be- 
dingungen 

89 dB (A) bei landwirtschaftlichen Zugmaschinen mit einem Leergewicht von 
mehr als 1,5 t, 

85 dB (A) bei landwirtschaftlichen Zugmaschinen mit einem Leergewicht von 
nicht mehr als 1 ,5 t 

nicht übersteigen. 

2. Meßgeräte 

Die Messung des Geräusches der Zugmaschinen wird mit einem Lautstärke- 
Meßgerät vorgenommen, das der in der Veröffentlichung 179, erste Auflage, 
1965, der Internationalen Elektrotechnischen Kommission beschriebenen Bau- 
art entspricht. 

3. Meßbedingungen 

Die Messungen werden an der leeren Zugmaschine in einer möglichst freien 
und geräuschlosen Umgebung (Störgeräusche und Windgeräusch mindestens 
um 10 Dezibel unter dem zu messenden Geräusch) durchgeführt. 

Als Meßort eignet sich zum Beispiel ein freier Raum von 50 m Halbmesser, 
dessen mittlerer Teil über mindestens 20 m Halbmesser praktisch horizontal 
verlaufen und aus Beton, Asphalt oder ähnlichem Material bestehen muß; 
er darf nicht mit Pulverschnee, lockerer Erde oder Asche bedeckt oder mit 
hohem Gras bewachsen sein. 

Die Decklage der Fahrbahn muß so beschaffen sein, daß die Bereifung der 
Zugmaschine kein übermäßiges Geräusch erzeugt. Diese Bedingung gilt nur 
für die Geräuschmessung an fahrenden Zugmaschinen. 

Die Messungen sind bei klarem Wetter und schwachem Wind vorzunehmen. 
Außer dem Beobachter, der das Meßgerät abliest, darf sich niemand in der 
Nähe der Zugmaschine oder des. Mikrophons befinden, da die Anwesenheit 
von Zuschauern die Ablesungen beträchtlich beeinflussen kann, vor allem, 
wenn sie sich in der Nähe der Zugmaschine oder des Mikrophons aufhalten. 
Starke Zeigerausschläge, die offensichtlich ohne Zusammenhang mit dem Ge- 
räuschpegel der Umgebung sind, werden bei der Ablesung nicht in Betracht 
gezogen, 

4. Meßmethode 

4.1. Geräuschmessung in Fahrt (für die Betriebserlaubnis) 

4.1.1. Es werden mindestens zwei Messungen zu beiden Seiten der Zug- 
maschine durchgeführt. Zur Einstellung der Meßeinrichtung können 
Vormessungen durchgeführt werden, die jedoch nicht berücksichtigt 
werden. 

4.1.2. Das Mikrophon wird in 1,2 m Höhe über der Fahrbahn und in 7,5 m 
Entfernung von der Achse der Zugmaschine CC aufgestellt; diese Ent- 
fernung wird auf der Senkrechten PP' zu dieser Achse gemessen (Ab- 
bildung 1). 

4.1.3. Auf der Versuchspiste werden jeweils 10 m vor und hinter der Li- 
nie PP' zwei zu dieser Linie parallele Linien AA' und BB' gezeichnet. 
Die Zugmaschine muß sich einer gleichmäßigen Geschwindigkeit 
nähern, die gleich drei Viertel der Höchstgeschwindigkeit ist, die man 
bei höchster Gangschaltung auf der Straße erreichen kann. In diesem 
Augenblick wird die Gasdrossel so schnell wie möglich voll geöffnet 
und in dieser Stellung beibehalten, bis das Heck der Zugmaschine 4 ) 


4 ) Bei Zugmaschinen mit Anhänger bzw. Sattelanhänger wird der Anhänger beim Passie- 
ren der Linie BB' nicht berücksichtigt. 


30 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/3212 


die Linie BB' überschritten hat, wonach sie so rasch wie möglich ge- 
schlossen wird. 

Als Meßergebnis gilt die dabei festgestellte größte Lautstärke. 

4.1.4. Auswertung der Ergebnisse 

Die Meßergebnisse werden als gültig angesehen, wenn der Unterschied 
zweier auf derselben Schlepperseite vorgenommener Messungen 2 De- 
zibel nicht übersteigt. 

Als Prüfergebnis gilt die größte gemessene Lautstärke, übersteigt dieser 
Wert einschließlich der Toleranz von 1 Dezibel die zulässige Grenzlaut- 
stärke, so sind zwei weitere Messungen durchzuführen. Hierbei müssen 
drei der vier Meßergebnisse innerhalb der vorgeschriebenen Grenz- 
werte liegen. 

4.2. Geräuschmessung im Stand 

4.2.1. Aufstellung des Geräusch-Meßgerätes 

Es wird je eine Messung in jeder der vier Hauptrichtungen in etwa 7 m 
Entfernung von der dem Mikrophon zugekehrten Fläche der Zug- 
maschine durchgeführt. Die für die Messung in Frage kommenden 
genauen Mikrophonstellungen sind in Abbildung 2 angegeben. Sollen 
Messungen in anderen als den auf Abbildung 2 angegebenen vier Rich- 
tungen vorgenommen werden, so sind diese innerhalb der auf der 
Abbildung gezeichneten Halbkreise bzw. Viertelkreise mit 7 m Halb- 
messer auszuwählen. 

Das Mikrophon ist in 1,2 m Höhe über der Fahrbahn anzuordnen. 

4.2.2. Anzahl der Messungen 

Für jede Mikrophonstellung sind mindestens zwei Messungen durch- 
zuführen. 

4.2.3. Betriebszustand der Zugmaschine bei der Prüfung 

Motoren ohne Drehzahlregler werden mit einer Drehzahl betrieben, die 
drei Viertel der vom Hersteller angegebenen Höchstleistungsdrehzahl 
entspricht. Die Messung der Motordrehzahl wird mit einem unabhän- 
gigen Gerät festgestellt, z. B. mit dem Rollenprüfstand und dem Tacho- 
meter. Motoren mit Drehzahlregler werden auf Höchstdrehzahl gebracht. 
Vor Beginn der Messungen wird der Motor auf normale Betriebs- 
temperatur gebracht. 

4.2.4. Aufzeichnung der Ergebnisse 

Im Prüfbericht sind alle Ablesungen der Lautstärke, die in jeder 
Stellung des Geräusch-Meßgerätes beobachtet werden, festgehalten. 

Gegebenenfalls ist auch anzugeben, in welcher Weise die Motorleistung 
geschätzt ist. Ferner ist der Beladungszustand der Zugmaschine im 
Prüfbericht anzugeben. 

Titel XVIII 

Auspuffvorrichtung 

1. Die Zugmaschinen sind ihit einer Vorrichtung zur Verringerung des Auspuff- 
geräusches (Schalldämpfer) zu versehen. 

2. Eine schematische Darstellung dieser Vorrichtung befindet sich im Anhang 
zum Betriebserlaubnisbogen der Zugmaschine. 

3. Der Schalldämpfer ist mit einer deutlich lesbaren und unverwischbaren 
Marken- und Typenbezeichnung zu versehen. 

4. Absorbierende Faserstoffe dürfen beim Bau von Schalldämpfern nicht ver- 
wendet werden. 

5. Das Prüfprotokoll muß eine Beschreibung des Ansaugeschalldämpfers sowie 
die Einstellwerte des Motors der zur Prüfung vorgeführten Zugmaschine ent- 
halten. 
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Titel XIX 


Zugvorrichtung 

1. Anhängevorrichtung an der Zugmaschine 

Die Art der Anhängevorrichtung an der Zugmaschine ist dem Ermessen des 
Herstellers überlassen (Gabelkopf, Zughaken usw.), Die Vorrichtung ist an 
der Zugmaschine starr zu befestigen und muß die genormte Anhängeröse, die 
unter Punkt 2 definiert ist, unter Einhaltung der unter Punkt 3 vorgeschriebe- 
nen Schwenkbereiche aufnehmen können. 


Ist für eine bestimmte Stahlsorte T' die Zugfestigkeit sowohl ohne Bruch als 
auch ohne bleibende Verformung und V' die Bruchlast bei Beanspruchung 
durch eine Stützlast, so wird die Zugvorrichtung für solche Anhänger bzw. 


Sattelanhänger zugelassen, deren zulässiges Gesamtgewicht ^ — und deren 


Stützlast ^ 


V' 


■1000 beträgt. 


2. Merkmale der Zugöse 

Die Zugvorrichtung muß die genormte Anhängerzugöse mit den von der 
Norm ISO/TC/22T vorgeschriebenen Mindestschwenkbereichen aufnehmen 
können. 

Innendurchmesser der Zugöse: 50+/ — 0,8 mm. 

Ösenform: 

Die Zugöse hat die Form eines ringförmig gebogenen Rundstabes; sie ist 
geschmiedet, jedoch unbearbeitet, und kann im mittleren Teil der Innenseite 
eine durch Schmieden hergestellte annähernd zylindrische Fläche aufweisen. 
Dicke der Öse: 30+/ — 0,5 mm. 

Ubergangsradius zwischen Kreisring und Stange: 30 mm. 

Widerstandsfähigkeit der Zugöse: 

Ist für eine bestimmte Stahlsorte T die Zugfestigkeit sowohl ohne Bruch als 
auch ohne bleibende Verformung und V die Bruchlast bei Beanspruchung 
durch eine Stützlast, so wird die Zugöse für solche Anhänger und Sattel- 

T 

anhänger zugelassen, deren zulässiges Gesamtgewicht^ — und deren Stütz- 

V 2 

last ^ — — 1000 beträgt. 

3. Für die Drehung der Anhängerzugöse vorgeschriebener Mindestspielraum um 
die drei Hauptachsen: senkrechte Achse, Längsachse, Querachse 

— Mindestspielraum um die senkrechte Achse (Drehwinkel): 60° zu beiden 
Seiten der senkrechten Längsebene; 

— Spielraum um die Querachse (Neigungswinkel) : 30° zu beiden Seiten der 
waagerechten Ebene; 

— Schwenkbereich um die waagerechte Längsachse (Schränkungswinkel) 
+ / — 30° ; 

— Zur Sicherstellung des Schwenkbereiches von 30° wird für die Deichsel in 
100 mm Entfernung vom Ösenmittelpunkt ein Grenzmaß (50 mm Breite 
und 50 mm Dicke) vorgeschrieben. 

Die obengenannten Freiheitsgrade werden durch das in der Anhängerkupplung 
befindliche Spiel erreicht. 

Andererseits muß die Kupplung im Gefahrenfalle eine Schwenkung des An- 
hängers gegenüber der Zugmaschine um beiderseits 90° ermöglichen; diese 
Schwenkung kann durch einen um die Längsachse drehbaren Ring erzielt 
werden, der jedoch durch eine geeignete Vorrichtung in der Normalstellung 
blockiert werden können muß. 
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4. Prüfung der Zugvorrichtung 

Zwei Prüfmethoden sind zugelassen: 

— Statische Methode, die unter Punkt 5 aufgeführt ist. 

— Dynamische Methode, die unter Punkt 6 aufgeführt ist. 

Die Prüfung kann gleichgültig mit einer dieser beiden Methoden durchgeführt 
werden. 

5. Prüfverfahren: Statische Methode 

Der Zughaken ist auf der Zerreißmaschine eines Laboratoriums folgenden 
Prüfungen zu unterwerfen: 

(1) Der Zughaken wird in seiner normalen Arbeitsstellung eingespannt und 
an der Stelle des Druckzentrums der Anhängeröse von oben nach unten 
mit einer vertikalen Stützlast belastet, die stetig ansteigt bis zu einem 
Wert von: 

0,8 R 5 ) 

(mit einem Maximalwert bis zu 5 Tonnen). 

(2) Anschließend wird am Zughaken in axialer Richtung und stetig anstei- 
gend eine Zugkraft angebracht von der Größe: 

2.R 

Während des Versuchs muß das Diagramm der Verformung als Funktion 
der Belastung einen regelmäßigen Verlauf ohne Unstetigkeiten aufweisen, 
und zwar im Belastungsintervall von 

0,15 • R bis 0,30 • R 

(3) Während des vorbeschriebenen Versuches dürfen keine bleibenden Ver- 
formungen und keine Brüche auftreten. 

(4) Die vorbeschriebenen Versuche sind an einem Zughaken vorzunehmen, 
der mit allen den zur Befestigung am Zugmaschinenrahmen erforderlichen 
Teilen versehen ist; sind elastische Zwischenstücke vorgesehen, so müssen 
diese entfernt oder blockiert werden. 

6. Prüfverfahren: Dynamische Methode 

(1) Das Prüfverfahren bezieht sich nur auf den mit der Zugmaschine verbun- 
denen Teil der Einrichtung zur Verbindung von Fahrzeugen. 

(2) An der Anhängerkupplung muß an einer gegen Beschädigung geschützten 
Stelle auf einem Fabrikschild gut lesbar und dauerhaft angegeben sein: 

a) Hersteller 

b) Typ 

c) G , das für die Kupplung zulässige Gesamtgewicht der Zugmaschine 

K 

d) G^, die zulässige Anhängelast 

(3) Alle tragenden Bauteile der Anhänger-Kupplung sollen aus Stahl oder 
Stahlguß hergestellt sein. Andere Werkstoffe dürfen nur dann verwendet 
werden, wenn durch ein Gutachten für den Dauereinsatz ausreichende 
Materialeigenschaften nachgewiesen werden. 

(4) Die Anhängerkupplung muß den betriebsüblichen Beanspruchungen stand- 
halten, als Nachweis dient eine Dauerfestigkeitsprüfung. 

1. Als Dauerfestigkeitsprüfung ist ein Dauerschwingversuch mit sinus- 
förmiger Beanspruchung und einer Lastspielzahl von 2 X 10 6 durchzu- 
führen. Bei dem Versuch dürfen keine Brüche oder Risse auftreten. 


5 ) Mit R bezeichnet man das Gesamtgewicht des Anhängers, der an den Zughaken ange- 

hängt werden kann. 
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2. Die Grundlage für die Belastungsannahme ist die horizontale Deichsel- 
kraft D, eine rechnerisch ermittelte Vergleichskraft für die zwischen 
Zugmaschine und Anhänger auftretende Längskraft; es gilt: 


D = k • /a 


( a K- a A) 


V g a 

g k+ g a 


mit k 


D = 


("k^a) 

V g a 



= 1 wird 


es bedeuten K — Stoßfaktor 


a 


K 


Eigenabbremsung des Zugfahrzeugs 


a 


A 


Eigenabbremsung des Anhängers 


3. Die erforderliche Prüflast besteht aus der Resultierenden, die gebildet 

wird aus 0,8 X G . als vertikale Kraft und aus 1,2 D als horizontale 
A 

Kraft. Zur Berücksichtigung der Kopflastigkeit von einachsigen Anhän- 
gern können auf Antrag der Kupplungshersteller die Kupplungen mit 
einer resultierenden Kraft aus der Prüflast und dem l,2fachen der 
senkrechten statischen Stützlast am Kuppelpunkt bei entsprechend 
schräger Einspannung der Kupplung in die Prüfmaschine geprüft wer- 
den, Die Größe der Stützlast wird nach den Angaben des Herstellers 
festgelegt. 
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